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2120

Bekanntmachung
der Verwaltungsvereinbarung zur fi nanziellen 

 Unterstützung des Aufbaus von 
Kooperationsbeziehungen in der Pfl egeausbildung 

gemäß § 54 Pfl egeberufegesetz
Bekanntmachung des Ministeriums für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales

Vom 12. Dezember 2019

Der Bund, das Bundesinstitut für Berufsbildung und das 
Land Nordrhein-Westfalen haben am 21. Oktober 2019, 
4. November 2019, 6. November 2019, 7. November 2019 
und 29. November 2019 die Verwaltungsvereinbarung zur 
fi nanziellen Unterstützung des Aufbaus von Kooperati-
onsbeziehungen in der Pfl egeausbildung gemäß §  54 
Pfl egeberufegesetz geschlossen.

Die Verwaltungsvereinbarung wird anliegend bekannt 
gemacht.

Düsseldorf, den 12. Dezember 2019

Ministerium für
Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

In Vertretung

Dr. Edmund  H e l l e r

20330

Tarifvertrag
über die Bewertung der Personalunterkünfte

für Angestellte vom 16. März 1974
Runderlass des Ministeriums der Finanzen 

B 4100 – 6.1 – IV

Vom 9. Januar 2020

Der Tarifvertrag über die Bewertung der Personalunter-
künfte für Angestellte vom 16. März 1974 (MBl. NRW. 
S. 485), der zuletzt durch Runderlass vom 19. November 
2018 (MBl. NRW. S.  660) gändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.   In § 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird der Betrag „7,76“ 
durch den Betrag „7,89“, der Betrag „8,60“ durch den 
Betrag „8,75“, der Betrag „9,83“ durch den Betrag 
„10,00“, der Betrag „10,93“ durch den Betrag „11,12“ 
und der Betrag „11,65“ durch den Betrag „11,85“ er-
setzt.

2.   In § 3 Absatz 4 Unterabsatz 3 wird der Betrag „4,65 
Euro“ durch den Betrag „4,73 Euro“ ersetzt.

3.   In der Fußnote zu § 3 wird die Angabe „2019“ durch 
die Angabe „2020“ ersetzt.

– MBl. NRW. 2020 S. 20

203310

Tarifvertrag
über die Bewertung der Personalunterkünfte

für Arbeiter vom 16. März 1974
Runderlass des Ministeriums der Finanzen 

B 4200 – 6.1 – IV

Vom 9. Januar 2020

Der Tarifvertrag über die Bewertung der Personalunter-
künfte für Arbeiter vom 16. März 1974 (MBl. NRW. 
S. 490), der zuletzt durch Runderlass vom 19. November 
2018 (MBl. NRW. S.  661) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.   In § 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird der Betrag „7,76“ 
durch den Betrag „7,89“, der Betrag „8,60“ durch den 
Betrag „8,75“, der Betrag „9,83“ durch den Betrag 
„10,00“, der Betrag „10,93“ durch den Betrag „11,12“ 
und der Betrag „11,65“ durch den Betrag „11,85“ er-
setzt.

2.   In § 3 Absatz 4 Unterabsatz 3 wird der Betrag „4,65 
Euro“ durch den Betrag „4,73 Euro“ ersetzt.

3.   In der Fußnote zu § 3 wird die Angabe „2019“ durch 
die Angabe „2020“ ersetzt.

– MBl. NRW. 2020 S. 20

2054

(KOPFERLASS)
Richtlinien zur Durchführung von Maßnahmen 
des Operativen Opferschutzes durch die Polizei 

des Landes Nordrhein-Westfalen
Runderlass des Ministeriums des Innern

422-62.03 VS-NfD

Vom 15. Januar 2020

– MBl. NRW. 2020 S. 20
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– MBl. NRW. 2020 S. 20
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Migration und Flüchtlinge gefördert werden. Darüber 
hinaus können auch innovative niedrigschwellige Kurse 
und Maßnahmen gefördert werden, die zur (Wieder-)Her-
stellung der Schul- beziehungsweise Ausbildungsreife 
oder Studierfähigkeit beitragen.

2.5
Innovationsfonds für innovative Maßnahmen und Pro-
jekte

Gefördert werden innovative Maßnahmen und Projekte 
modellhaften Charakters im Rahmen des „Innovations-
fonds“, die 

a)   die Ausbildungs- und/oder Beschäftigungsreife der 
Zielgruppe unterstützen und verbessern.

b)   die Hemmnisse auf der Unternehmensseite abbauen, 
um Menschen aus der Zielgruppe auszubilden und zu 
beschäftigen. 

Zusätzlich zu den Förderbausteinen nach Nummern 2.1 
bis 2.5 werden folgende Fördergegenstände gefördert:

2.6
Ausgaben für Fahrten 

Gefördert werden Ausgaben für Fahrten von Teilneh-
menden der Förderbausteine nach Nummern 2.1 bis 2.5.

2.7
Kinderbetreuung 

Gefördert werden Ausgaben für eine kursbegleitende 
Kinderbetreuung. 

3
Zuwendungsempfangende

3.1
Förderbausteine nach Nummern 2.1 bis 2.4:

Zuwendungsempfangende sind die Kreise und kreisfreie 
Städte in Nordrhein-Westfalen. 

3.2
Förderbaustein nach Nummer 2.5:

Zuwendungsempfangende sind kleine und mittlere Un-
ternehmen (KMU), Betriebe, Wirtschaftsförderungsein-
richtungen, Träger von berufl ichen Ausbildungs- und 
Weiterbildungseinrichtungen, Wirtschafts- und Arbeit-
nehmerverbände sowie Kammern, Kommunen sowie lo-
kale wirtschaftliche und zivilgesellschaftliche Akteure, 
Vereine und Stiftungen.

Im Rahmen der Förderung nach Nummern 2.1 bis 2.5 ist 
eine Weiterleitung der Zuwendung unter Beachtung der 
Nummer 12 VVG zu § 44 LHO zugelassen. In Fällen der 
Weiterleitung ist der Musterweiterleitungsvertrag zu 
verwenden, der von der Bewilligungsbehörde bereitge-
stellt wird.

4
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1
Für alle Förderbausteine gilt: 

Förderfähig sind ausschließlich Maßnahmen, die inner-
halb des Landes Nordrhein-Westfalen durchgeführt wer-
den.

Die Teilnahme von gefl üchteten Frauen soll insbesondere 
gefördert werden.

Gefördert werden gefl üchtete Menschen, sofern sie sich 
nicht in den Landesaufnahmeeinrichtungen befi nden 
oder Gefährder und ausreisepfl ichtige Personen mit 
schweren Straftaten sind.

4.2
Ausgaben für die Kinderbetreuung: 

Voraussetzung für die Gewährung der Kinderbetreu-
ungspauschale ist die Abgabe einer Erklärung gemäß der 
Anlage 10 durch die Teilnehmenden, die vom Zuwen-
dungsempfangenden nachzureichen ist. 

2430

Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen im Rahmen der Initiative 
„Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“

Runderlass des Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales

II B 5 AQ 7027

Vom 18. Dezember 2019

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1
Zuwendungszweck

Das Land Nordrhein-Westfalen fördert die Integration 
von jungen Menschen in Nordrhein-Westfalen mit indi-
viduellem Unterstützungsbedarf, insbesondere gefl üch-
tete Menschen mit Duldung und Gestattung, in Ausbil-
dung und Arbeit, die in der Regel 18 aber nicht älter als 
27 Jahre alt sind und keinen oder nachrangigen Zugang 
zu SGB-Leistungen und Integrationskursen haben.

1.2
Rechtsgrundlage 

Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und 
des Runderlasses des Finanzministeriums „Verwaltungs-
vorschriften zu §  44 Landeshaushaltsordnung“ vom 30. 
September 2003 (MBl. NRW. S.  1254) Zuwendungen im 
Rahmen der Initiative „Durchstarten in Ausbildung und 
Arbeit“. Ein Anspruch auf Förderung besteht nicht, viel-
mehr entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ih-
res pfl ichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügba-
ren Haushaltsmittel. 

2
Gegenstand der Förderung

Auf Grundlage dieser Richtlinie werden folgende fünf 
Bausteine gefördert:

2.1
Coaching

Gefördert werden Maßnahmen für ein niedrigschwelli-
ges, individuelles Coaching mit dem Ziel, die Teilhabe 
am Arbeitsmarkt zu ermöglichen. 

2.2
Berufsbegleitende Qualifi zierung und/oder Sprachförde-
rung

Gefördert werden Maßnahmen für eine niedrigschwellige 
berufsbegleitende Qualifi zierung und Weiterbildung so-
wie berufsbezogene Sprachförderung mit Anmeldung 
über den Arbeitgeber mit dem Ziel, die berufl ichen und 
sprachlichen Kompetenzen des Arbeitnehmers in Bezug 
auf die ausgeübte Tätigkeit zu verbessern.

2.3
Nachträglicher Erwerb des Hauptschulabschlusses

Gefördert werden Maßnahmen für die Teilnahme an 
Kursen für den nachträglichen Erwerb des Hauptschul-
abschlusses (Klasse 9/10a) mit integrierter Sprachförde-
rung sowie fl ankierender Stärkung der Kompetenz „Ler-
nen lernen“. Hierbei handelt es sich um erweiterte Ange-
bote zum Erwerb von Lern- und Arbeitstechniken sowie 
von lebensweltlichen, sozialen und anderen Schlüssel-
kompetenzen. Der Umfang richtet sich nach dem indivi-
duellen Förderbedarf der Teilnehmenden, um erfolgreich 
mit einem Hauptschulabschluss die Maßnahme zu been-
den.

2.4
Schul-, ausbildungs- und berufsvorbereitende Kurse so-
wie die Teilnahme an Jugendintegrationskursen

Gefördert werden Maßnahmen für schul-, ausbildungs- 
und berufsvorbereitende Kurse sowie die Teilnahme an 
Jugendintegrationskursen, die durch das Bundesamt für 
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Dabei wird zwischen zwei Arten von Kursen unterschie-
den: 

Homogene Kurse:
Das sind Kurse, die ausschließlich aus der Zielgruppe 
von der Landesinitiative Durchstarten in Ausbildung 
und Arbeit bestehen. Hier sind die Ausgaben für den 
Fachunterricht und die verpfl ichtenden Zusatzmodule 
DaF/DaZ und „Lernen lernen“ förderfähig.

Heterogene Kurse:
Das sind Kurse, in denen Teilnehmende aus der Ziel-
gruppe von der Landesinitiative Durchstarten in Ausbil-
dung und Arbeit noch freie Plätze belegen. Hier wird der 
Fachunterricht bereits durch einen anderen Zuwen-
dungsgeber bereitgestellt. Bei Zuweisung von Teilneh-
menden in einen solchen durch einen anderen Zuwen-
dungsgeber fi nanzierten Kurs sind nur noch die Ausga-
ben für die Erteilung der Zusatzinhalte DaF/DaZ und 
die Kompetenzbildung „Lernen lernen“ förderfähig. 

Jeder Kurs beginnt mit einer individuellen Sprach-
standsermittlung.

Die Kursgröße muss zu Kursbeginn bei mindestens acht 
und höchstens 16 Teilnehmenden liegen.

Der Antragstellende hat im Antrag zu erklären, dass die 
im Aufruf genannten konzeptionellen Rahmenbedingun-
gen für die Kurse erfüllt sind. 

Kursträger sind rechtsfähige Träger der Volkshochschu-
len und die nach §  14 Weiterbildungsgesetz Nordrhein-
Westfalen anerkannten Bildungseinrichtungen.

4.7
Förderbaustein nach Nummer 2.4:

Kurse und Maßnahmen zur (Wieder-)Herstellung der 
Schul- beziehungsweise Ausbildungsreife oder Studier-
fähigkeit sind:

a)   Jugendintegrationskurse, die durch das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge gefördert werden, aber 
für die Zielgruppe nicht zugänglich sind. 

b)   Neu geschaffene innovative niedrigschwellige Kurse, 
die Elemente der Deutschförderung und berufl ichen 
Orientierung enthalten sowie zum Beispiel Kennt-
nisse in Englisch, Mathematik oder Schlüsselqualifi -
kationen vermitteln.

Der Antragstellende hat im Antrag zu erklären, dass die 
im Aufruf genannten konzeptionellen Rahmenbedingun-
gen für die Kurse erfüllt sind.

Kursträger sind:
a)   rechtsfähige Träger der Volkshochschulen und die 

nach § 14 Weiterbildungsgesetz Nordrhein-Westfalen 
anerkannten Bildungseinrichtungen,

b)   die vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
anerkannten Integrationskursträger oder

c)   anerkannte Träger der Jugendhilfe aus dem Bereich 
der Jugendberufshilfe mit einschlägigen Erfahrungen. 

4.8
Förderbaustein nach Nummer 2.5:

Die Unterstützung der Kommune für die Projektidee ist 
einzuholen. Das positive Votum der Kommune ist zum 
Beispiel in einem „Letter-Of-Intent“ oder in einer Ko-
operationsvereinbarung darzulegen. 

Eine Beteiligung durch Dritte ist möglich und durch ei-
nen „Letter-Of-Intent“ zu belegen. Wird die Maßnahme 
oder das Projekt durch Dritte mitfi nanziert, haben diese 
ihre Beteiligung durch eine schriftliche Zusage verbind-
lich zu bestätigen. 

Inhalte innovativer Maßnahmen und Projekte haben sich 
neben der unter Nummer  1.1 genannten Zielgruppe zu 
beziehen auf insbesondere:

a)   gefl üchtete Menschen, die sich im Vorfeld oder bereits 
in einer Ausbildung befi nden,

b)  gefl üchtete Frauen,

4.3
Förderbausteine nach Nummern 2.1 bis 2.4: 

Mit der Antragstellung ist eine schriftliche Vereinbarung 
über eine fachübergreifende Zusammenarbeit innerhalb 
der kommunalen Verwaltung, aber auch mit den Infra-
strukturen vor Ort vorzulegen. Das integrierte Vorgehen 
ist im Rahmen der Projektbeschreibung darzustellen, 
zum Beispiel über Letter-Of-Intent oder Kooperations-
vereinbarung.

Die Beantragung erfolgt in einem Antrag, wobei eine pa-
rallele Umsetzung der Förderbausteine nach Nummern 
2.1 bis 2.4 durch die Antragstellenden vorzusehen ist. 
Hiervon kann allein in begründeten Einzelfällen abgewi-
chen werden. Eine Entscheidung hierüber obliegt der 
Bewilligungsbehörde.

4.4
Förderbaustein nach Nummer 2.1:

Es wird ein Betreuungsschlüssel von 1:20 zugrunde ge-
legt. Für Ein- und Austritte aus der Beratung wird eine 
gewisse Flexibilität zugelassen, so dass freiwerdende Be-
treuungsplätze im Coaching nach Möglichkeit nachzube-
setzen sind.

Qualifi kationsanforderungen:
Der Coach verfügt mindestens über einen Fachhoch-
schul- oder Bachelorabschluss im sozialpädagogischen 
Bereich, in sozialer Arbeit oder im vergleichbaren Fach-
bereich oder einen anderen, mindestens dem Niveau 6 
des deutschen Qualifi kationsrahmens zugeordneten for-
malen Abschluss und muss mindestens 2 Jahre berufl ich 
tätig gewesen sein. Hiervon kann in Abstimmung mit 
den für Arbeit beziehungsweise Integration zuständigen 
Ministerien in begründeten Einzelfällen abgewichen 
werden. Eine Entscheidung hierüber obliegt der Bewilli-
gungsbehörde.

4.5
Förderbaustein nach Nummer 2.2:

Die Höchstgrenze an Qualifi zierungsstunden je Teilneh-
menden liegt bei 30 Stunden pro Woche. Die Durchfüh-
rung einer Qualifi zierung durch einen Coach gemäß dem 
Förderbaustein nach Nummer 2.1 ist ausgeschlossen.

Kursträger sind: 
a)   rechtsfähige Träger der Volkshochschulen und die 

nach § 14 Weiterbildungsgesetz Nordrhein-Westfalen 
anerkannten Bildungseinrichtungen,

b)   die vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
anerkannten Integrationskursträger,

c)   anerkannte Träger der Jugendhilfe aus dem Bereich 
der Jugendberufshilfe mit einschlägigen Erfahrungen 
oder

d)   Träger, die über eine Trägeranerkennung oder Maß-
nahmenanerkennung auf sonstiger gesetzlicher Basis 
verfügen (Sozialgesetzbuch/Akkreditierungs- und 
Zulassungsverordnung Arbeitsförderung, Bildungsur-
laubsgesetz).

4.6
Förderbaustein nach Nummer 2.3:

Das Angebot hat die schulischen Unterrichtsfächer und 
Lernbereiche gemäß der Verordnung über die Prüfungen 
zum nachträglichen Erwerb schulischer Abschlüsse der 
Sekundarstufe I an Einrichtungen der Weiterbildung in 
Nordrhein-Westfalen zu umfassen. 

Darüber hinaus sind den Fachunterricht fl ankierend 
Deutsch als Fremdsprache beziehungsweise Deutsch als 
Zweitsprache (DaF/DaZ) und Kurse zur Stärkung der 
Kernkompetenz „Lernen lernen“ verpfl ichtend zu unter-
richten. Der Umfang richtet sich nach dem individuellen 
Förderbedarf, es müssen aber mindestens 300 Unter-
richtseinheiten (UE) DaF/DaZ und mindestens 300 UE 
zur Stärkung der Kernkompetenz „Lernen lernen“ er-
teilt werden.
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terschreiten. Bei Personal, welches nicht den gesamten 
Monat in der Maßnahme eingesetzt ist, ist der Bemes-
sungsbetrag anteilig anzuwenden. Die Berechnung er-
folgt nach der Dreißigstel-Methode anteilig für die ein-
gesetzten Tage. Dabei ist jeder Monat unabhängig von 
seiner tatsächlichen Länge mit 30 Tagen anzusetzen.

5.5.2
Förderbaustein nach Nummer 2.2:

Bemessungsgrundlage für die Förderung ist die Pau-
schale von 46 Euro nach Nummer P3 der Anlage 2 pro 
Qualifi zierungsstunde (Umfang 60 Minuten). 

5.5.3
Förderbaustein nach Nummer 2.3: 

Homogene Kurse:
Bemessungsgrundlage für die Förderung von Kursteil-
nehmenden in homogenen Kursen, also Kurse, die aus-
schließlich aus der Zielgruppe von der Landesinitiative 
Durchstarten in Ausbildung und Arbeit bestehen, ist die 
Pauschale von 4 500 Euro nach Nummer P5 der Anlage 2 
pro Teilnehmenden und Kurs.

Heterogene Kurse:
Bemessungsgrundlage für die Förderung von Kursteil-
nehmenden in heterogenen Kursen, also Kurse, in denen 
Teilnehmende aus der Zielgruppe von Durchstarten in 
Ausbildung und Arbeit noch freie Plätze belegen ist, die 
Pauschale von 2 000 Euro nach Nummer P6 der An-
lage 2. 

Besuchen Kursteilnehmende des Förderbausteins nach 
Nummer  2.3 weniger als 50 Prozent des Kurses, ist der 
jeweilige Bemessungsbetrag auf 50 Prozent der Pau-
schale zu kürzen.

5.5.4
Förderbaustein nach Nummer 2.4: 

Bestehende Jugendintegrationskurse:
Bemessungsgrundlage für die Förderung der Teilnahme 
an bereits bestehenden Jugendintegrationskursen ist die 
Pauschale von 3,90 Euro pro Teilnehmenden und Stunde 
nach Nummer P7 der Anlage 2.

Darüber hinaus werden für die Teilnahme in bestehen-
den Jugendintegrationskursen im Rahmen der projekt-
bezogenen Sachausgaben für den Sprachtest „Deutsch-
Test für Zuwanderer (DTZ)“ Ausgaben bis zu einem 
Höchstbetrag von 87,84 Euro anerkannt. Für den skalier-
ten Test „Leben in Deutschland“ wird ein Höchstbetrag 
von 18,65 Euro als zuwendungsfähig anerkannt.

Neu geschaffene innovative niedrigschwellige Kurse:
Bemessungsgrundlage für die Förderung ist die Pau-
schale von 37,50 Euro nach Nummer P4 der Anlage 2 für 
Unterrichtsstunden (Umfang 45 Minuten).

5.5.5
Förderbaustein nach Nummer 2.5: 

Bemessungsgrundlage für die Förderung sind die Pau-
schalen nach Nummern F1 bis F3 der Anlage 2. Die je-
weilige Pauschale kann auch anteilig gewährt werden. 
Der Stellenanteil einer Stelle darf den Umfang von 25 
Prozent einer Vollzeitstelle nicht unterschreiten. Bei Per-
sonal, welches nicht den gesamten Monat in der Maß-
nahme eingesetzt ist, ist der Bemessungsbetrag anteilig 
anzuwenden. Die Berechnung erfolgt nach der Dreißigs-
tel-Methode anteilig für die eingesetzten Tage. Dabei ist 
jeder Monat unabhängig von seiner tatsächlichen Länge 
mit 30 Tagen anzusetzen. 

Projektbezogene Sachausgaben:

Förderbausteine nach Nummern 2.1 bis 2.4:
Ausschließlich Prüfungsgebühren sind als projektbezo-
gene Sachausgaben zuwendungsfähig. 

Förderbaustein nach Nummer 2.5:
Projektbezogene Sachausgaben sind förderfähig.

c)   Menschen, die über eine Duldung oder eine Aufent-
haltsgestattung nach §  55 Asylgesetz verfügen und 
von der 3+2 Regelung gemäß § 60a Aufenthaltsgesetz 
bereits profi tieren,

d)   Menschen, die über eine Duldung oder eine Aufent-
haltsgestattung nach §  55 Asylgesetz verfügen und 
potenziell von der 3+2 Regelung gemäß § 60a Aufent-
haltsgesetz profi tieren können. 

5
Art und Umfang, Höhe der Förderung

5.1
Zuwendungsart

Die Zuwendung wird im Rahmen der Projektförderung 
gewährt.

5.2
Finanzierungsart

Die Zuwendung erfolgt in Form der Anteilfi nanzierung 
in Höhe von bis zu 80 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben. Abweichungen sind insoweit zulässig als das 
jeweilige Haushaltsgesetz Ausnahmen von der Erbrin-
gung des kommunalen Eigenanteils vorsieht 

5.3
Form der Zuwendung

Die Zuwendung erfolgt als Zuweisung/Zuschuss.

5.4
Bemessungsgrundlage

5.4.1
Zuwendungshöchstgrenzen für die Förderbausteine nach 
Nummern 2.1 bis 2.4 und Fördergegenstände nach Num-
mern 2.6 und 2.7:

Den Kommunen wird ein Höchstbetrag zur Verfügung 
gestellt. Grundlage für diese Zuwendungshöchstgrenze 
ist der Verteilungsschlüssel nach dem Flüchtlingsaufnah-
megesetz (FlüAG) 2019. Die Zuwendungshöchstgrenze 
ist der Anlage 1 zu entnehmen und kann von Kreisen 
und kreisfreien Städten für die Umsetzung beantragt 
werden. 

5.4.2
Ausgaben für Fahrten: 

Bemessungsgrundlage für die Förderung von Fahrten ist 
die Pauschale von 30 Euro pro Monat und Teilnehmen-
den nach Nummer P1 der Anlage 2.

Förderfähige Ausgaben sind Ausgaben für Fahrten von 
Teilnehmenden. Für Teilnehmende, die ausschließlich 
eine Maßnahme nach dem Förderbaustein gemäß Num-
mer  2.1 besuchen oder die sozialversicherungspfl ichtig 
beschäftigt sind, wird keine Pauschale für Fahrten ge-
währt, außer sie haben keine Möglichkeit, eine ermäßigte 
Fahrkarte über den Arbeitgeber zu beziehen.

5.4.3
Ausgaben für die Kinderbetreuung: 

Bemessungsgrundlage für eine kursbegleitende Kinder-
betreuung ist die Pauschale von 130 Euro nach Nummer 
P2 der Anlage 2, die je Teilnehmendem pro Kind und 
Monat gewährt werden kann für betreuungsbedürftige 
und nicht der Schulpfl icht unterliegende Kinder von 
Kursteilnehmenden, für die kein anderweitiges örtliches 
Betreuungsangebot besteht.

5.5
Personal- und arbeitsplatzbezogene Sachausgaben

5.5.1
Förderbaustein nach Nummer 2.1:

Bemessungsgrundlage für die Förderung ist die Pau-
schale von 6.600 Euro für ein Vollzeitäquivalent nach 
Nummer F2 der Anlage 2. Die Pauschale kann auch an-
teilig gewährt werden. Der Stellenanteil einer Stelle darf 
den Umfang von 25 Prozent einer Vollzeitstelle nicht un-
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scheidung obliegt der Bewilligungsbehörde. Maßgeblich 
für die Entscheidung über die Förderung eines Modell-
projekts sind das Innovationspotenzial und die Aussicht 
auf die Verstetigung des Vorhabens.

7.1.2
Termine

Anträge für die Förderbausteine nach Nummern 2.1 bis 
2.4 sollen bis zum 31. Januar 2020 (Ordnungsfrist) ge-
stellt werden und sind bis spätestens bis zum 31. März 
2020 (Ausschlussfrist) zu stellen. Anträge, die bis zum 31. 
Januar 2020 eingereicht werden, werden vorrangig ge-
prüft.

Für den Förderbaustein nach Nummer 2.5 werden regel-
mäßig auf der Webseite „www.durchstarten.nrw“ Bewer-
bungsstichtage veröffentlicht. 

7.2 
Bewilligungsverfahren

Die Bewilligungsbehörde ist die Bezirksregierung Arns-
berg. Die Bewilligung erfolgt für die Förderbausteine 
nach Nummern 2.1 bis 2.4 nach dem Muster gemäß An-
lage 12 und für den Förderbaustein nach Nummer  2.5 
nach dem Muster gemäß Anlage 13.

7.3
Auszahlungsverfahren

Die Zuwendung wird auf Anforderung für das jeweilige 
Quartal zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. No-
vember ausgezahlt. Hierfür ist das Muster gemäß An-
lage  8 zu verwenden. Die Zuwendung darf nur soweit 
und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von 
zwei Monaten nach Auszahlung den Zuwendungsemp-
fangenden für Ausgaben zustehen. Die Anforderung je-
des Teilbetrages muss die zur Beurteilung des Mittelbe-
darfs erforderlichen Angaben und Unterlagen enthalten. 

7.4
Verwendungsnachweisverfahren

Der Verwendungsnachweis gemäß dem Muster der An-
lage 9 ist innerhalb von drei Monaten nach Beendigung 
des Bewilligungszeitraumes, spätestens jedoch mit Ab-
lauf des dritten Monats nach Ablauf des Haushaltsjahres 
vorzulegen.

7.4.1
Für den Förderbaustein nach Nummer 2.1:

Der Nachweis über die Beschäftigung des eingesetzten 
Personals erfolgt durch Vorlage des Arbeitsvertrages oder 
durch eine schriftliche Anweisung zum Personaleinsatz. 
Hierfür ist das Muster gemäß Anlage 14 zu verwenden.

Der Nachweis der Beratungstätigkeit ist durch eine mo-
natliche Erklärung des Coachs zu erbringen, in der die 
durchgeführte Beratung zu dokumentieren ist. Diese ist 
von dem Coach beziehungsweise dem Zuwendungsemp-
fangenden durch Unterschrift zu bestätigen. Hierfür ist 
das Muster gemäß Anlage 15 zu verwenden.

7.4.2
Für den Förderbaustein nach Nummer 2.2:

Der Nachweis der Qualifi zierungsstunden ist durch eine 
monatliche Erklärung der Lehrkraft und eine monatli-
che Teilnahmebescheinigung der Teilnehmenden zu er-
bringen, in der die durchgeführten Qualifi zierungsstun-
den zu dokumentieren sind. Diese sind von der Lehrkraft 
beziehungsweise dem Zuwendungsempfangenden durch 
Unterschrift zu bestätigen. Hierfür ist das Muster gemäß 
Anlage 16 zu verwenden.

7.4.3
Für den Förderbaustein nach Nummer 2.3:

Der Nachweis der Teilnahme ist durch eine monatliche 
Teilnahmebescheinigung zu erbringen, in der die durch-
geführten Unterrichtsstunden und zusätzlichen Kurse 
zur Sprachförderung und zur Kompetenzentwicklung 
„Lernen lernen“ zu dokumentieren sind. Dieser ist von 
der Lehrkraft beziehungsweise dem Zuwendungsemp-

6
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1
Dauer der Förderung 

Die Förderung erfolgt bis längstens zum 30.06.2022.

6.2
Besondere Nebenbestimmungen: 

Die Zuwendungsempfangenden verpfl ichten sich:

a)  am Erfahrungstransfer teilzunehmen.

b)   das Programm-Monitoring sicherzustellen. Hierfür 
wird ein Online-Erfassungsinstrument zur Verfügung 
gestellt.

6.2.1
Pauschale für Fahrten

Der Zuwendungsempfangende erhält für die Teilneh-
menden, die ausschließlich eine Maßnahme des Förder-
bausteins nach Nummer  2.1. besuchen, keine Pauschale 
für die Ausgaben von Fahrten.

Beenden die Teilnehmenden die Maßnahme vorzeitig, 
wird die Pauschale für Fahrten bis zum Ende des laufen-
den Monats gewährt. Sofern die Maßnahme im laufen-
den Monat beginnt oder endet, wird die Pauschale für 
Fahrten für den gesamten Monat gewährt. 

6.2.2
Kinderbetreuung

Beenden die Teilnehmenden die Maßnahme vorzeitig, 
wird die Pauschale für Kinderbetreuung bis zum Ende 
des laufenden Monats gewährt. Sofern die Maßnahme im 
laufenden Monat beginnt oder endet, wird die Pauschale 
für Kinderbetreuung für den gesamten Monat gewährt.

7
Verfahren

7.1 
Antragsverfahren

Förderbausteine nach Nummern 2.1 bis 2.4:
Anträge auf Gewährung von Zuwendungen sind nach 
dem Muster gemäß der Anlage 3 zu stellen. Dieses wird 
in elektronischer Form im Internet bei der Bezirksregie-
rung Arnsberg, Kompetenzzentrum für Integration (KfI) 
unter http://www.kfi .nrw.de“ zum Download angeboten. 

Förderbaustein nach Nummer 2.5
Eine Bewerbung erfolgt zu den auf der Webseite „www.
durchstarten.nrw“ genannten Stichtagen mit einer Pro-
jektkonzeption über den Vordruck gemäß Anlage 5 (Be-
werbungsbogen) einschließlich Finanzierungsplan. Die 
Bewerbung erfolgt ausschließlich auf dem elektroni-
schen Weg unter der zentralen E-Mail-Adresse innovati-
onsfonds@mags.nrw.de bei der Geschäftsstelle des Steu-
erkreises „Innovationsfonds“.

Zur Projektkonzeption wird durch das für Arbeit zu-
ständige Ministerium eine fachliche Stellungnahme der 
Gesellschaft für innovative Beschäftigungsförderung 
mbH (G.I.B.) und der Landesweiten Koordinierungsstelle 
Kommunale Integrationszentren herangezogen. Weitere 
fachliche Stellungnahmen können bei Bedarf eingeholt 
werden.

Eine Entscheidung über die grundsätzliche Förderfähig-
keit und die Auswahl der eingereichten Projekte erfolgt 
anhand der vorliegenden Stellungnahmen zur Projekt-
konzeption durch ein unabhängiges Expertengremium, 
dem „Steuerkreis Innovationsfonds“, der nach Beratung 
und Befassung im Rahmen einer Sitzung oder per Um-
laufbeschluss eine einvernehmliche Förderempfehlung 
zum Vorhaben ausspricht. Die Bewerber mit Förderemp-
fehlung werden dann vom Steuerkreis zur Antragstel-
lung aufgefordert. Anträge sind nach dem Muster gemäß 
der Anlage 4 zu stellen. Dieses wird ebenfalls in elektro-
nischer Form im Internet unter „http://www.kfi .nrw.de“ 
zum Download angeboten. Die abschließende Förderent-
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Anlage 10 – Erklärung zur Kinderbetreuung

Anlage 11 – Tätigkeitsdarstellung

Anlage 12 –  Zuwendungsbescheid Bausteine nach 
 Nummern 2.1 – 2.4 

Anlage 13 –  Zuwendungsbescheid Baustein nach Num-
mer 2.5

Anlage 14 – Anweisung zum Personaleinsatz

Anlage 15 –  Monatlicher Teilnahmenachweis Coaching 
nach Nummer 2.1 

Anlage 16 –  Monatlicher Teilnahmenachweis Quali-
fi zierung (Stundenzettel) nach Nummer 2.2 
bis 2.4

Anlage 17 –  Maßnahmeplanung über das im Projekt ein-
gesetzte Personal 

Anlage 18 –   Monatlicher Teilnahmenachweis zum Nach-
weis der Inanspruchnahme der Pauschale 
für Fahrten / Pauschale für Kinderbetreuung

– MBl. NRW. 2020 S. 29

751

Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen aus dem 
„Programm für rationelle Energieverwendung, 

 regenerative Energien und Energiesparen – 
 progres.nrw – Programmbereich Research“

Runderlass des Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Vom 9. Januar 2020 

1 
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 
Zuwendungszweck

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat es sich 
zum Ziel gesetzt, die Grundlagen für ein effizientes und 
sektorübergreifendes Energiesystem der Zukunft zu 
schaffen. Aus diesem Grund wurde die Energiefor-
schungsoffensive gestartet. 

Aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse aus der Ener-
gieforschung sollen mithilfe der neuen Fördermaßnahme 
auf ihre Potenziale zur Entwicklung neuartiger Produkte 
und Verfahren untersucht werden. Hierzu zählen Er-
kenntnisse aus wissenschaftlichen Publikationen sowie 
aus studentischen oder wissenschaftlichen Arbeiten 
(Dissertationen) oder einschlägigen Forschungsvorhaben. 
Diese sollen über eine systematische Recherche und/oder 
ergänzende experimentelle Versuchsreihen dahingehend 
geprüft werden, ob und inwieweit sich aus ihnen neuar-
tige Technologien, Prozesse und Verfahren mit Blick auf 
die Herausforderungen der Energiewende ableiten las-
sen. So können zum Beispiel Ansätze für Technologie-
sprünge früh erkannt und in der weiteren Realisierung 
unterstützt werden.

Die förderpolitischen Aktivitäten zur Energiepolitik im 
Land Nordrhein-Westfalen werden in dem Programm 
„Rationelle Energieverwendung, Regenerative Energien 
und Energiesparen“ (progres.nrw) gebündelt. Teil dieses 
Programms ist der Programmbereich „Research“.

1.2 
Rechtsgrundlage

Das Land Nordrhein-Westfalen gewährt nach Maßgabe 
dieser Richtlinie und der §§ 23 und 44 der Landeshaus-
haltsordnung (LHO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 26. April 1999 (GV. NRW. S.158) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie den dazu ergangenen Verwal-
tungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung (VV zur 
LHO), Runderlass des Finanzministeriums vom 30. Sep-

fangenden durch Unterschrift zu bestätigen. Hierfür ist 
das Muster gemäß Anlage 16 zu verwenden.

7.4.4
Für den Förderbaustein nach Nummer 2.4:

Der Nachweis über die Beschäftigung des eingesetzten 
Personals erfolgt durch Vorlage des Arbeitsvertrages oder 
durch schriftliche Anweisung zum Personaleinsatz. Hier-
für ist das Muster gemäß Anlage 14 zu verwenden.

Der Nachweis der Teilnahme ist durch eine monatliche 
Erklärung der Lehrkraft zu erbringen, in der die durch-
geführten Unterrichtsstunden zu dokumentieren sind. 
Diese ist von der Lehrkraft beziehungsweise dem Zu-
wendungsempfangenden durch Unterschrift zu bestäti-
gen. Hierfür ist das Muster gemäß Anlage 16 zu verwen-
den. 

7.4.5
Für den Förderbaustein nach Nummer 2.5:

Der Nachweis über die Beschäftigung des eingesetzten 
Personals erfolgt durch Vorlage des Arbeitsvertrages. 

Projektbezogene Sachausgaben sind als tatsächlich ent-
standene zuwendungsfähige Ausgaben nachzuweisen. 

7.4.6
Ausgabe für Fahrten

Der Nachweis der Verwendung für die Pauschale für 
Fahrten ist durch eine monatliche Teilnahmebescheini-
gung zu erbringen. Diese ist von der Lehrkraft bezie-
hungsweise dem Zuwendungsempfangenden durch Un-
terschrift zu bestätigen. Hierfür ist das Muster gemäß 
Anlage 18 zu verwenden. 

7.4.7
Kinderbetreuung

Der Nachweis der Verwendung für die Pauschale zur 
Kinderbetreuung ist durch die Vorlage eines monatlichen 
Teilnehmernachweises zu erbringen. Hierfür ist das 
Muster gemäß Anlage 18 zu verwenden. Diese ist von der 
Lehrkraft beziehungsweise dem Zuwendungsempfan-
genden durch Unterschrift zu bestätigen. 

Dem Verwendungsnachweis ist die Erklärung gemäß dem 
Muster der Anlage 10 beizufügen. 

8
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Hinweise

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung zum 18. Dezember 
2019 in Kraft und am 30. September 2024 außer Kraft.

Die Muster und Anlagen (1-18) werden nicht im Ministe-
rialblatt abgedruckt. Eine Einsichtnahme ist über die 
nichtamtliche elektronische Fassung des Ministerial-
blatts für das Land Nordrhein-Westfalen (MBI. NRW.) 
und in der Sammlung des bereinigten Ministerialblatts 
für das Land Nordrhein-Westfalen (SMBI. NRW.) mög-
lich. Die Muster und Anlagen sind auch bei der Bezirks-
regierung Arnsberg, Kompetenzzentrum für Integration 
(KfI) unter http://www.kfi .nrw.de erhältlich.

Anlagenverzeichnis 
Anlage 1 –  Übersicht über die Zuwendungshöchstgren-

zen für die Umsetzung der Bausteine nach 
Nummern 2.1 – 2.4

Anlage 2 –  Übersicht Pauschalen Landesinitiative 
„Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“

Anlage 3 –  Antragsvordruck Bausteine nach Nummern 
2.1 – 2.4 

Anlage 4 – Antragsvordruck Baustein nach Nummer 2.5 

Anlage 5 –  Bewerbungsbogen für den Baustein nach 
Nummer 2.5

Anlage 6 – Weiterleitung der Zuwendung

Anlage 7 – Weiterleitungsvertrag

Anlage 8 – Auszahlungsanforderung

Anlage 9 – VN/ZN
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Ebenso sind mittels der Zuwendung angeschaffte oder 
entgeltlich genutzte Forschungsgeräte während der 
Zweck bindungs frist ausschließlich im nichtwirtschaftli-
chen Bereich zu nutzen. 

Eine nichtwirtschaftliche Tätigkeit liegt dabei zudem 
auch dann vor, wenn die wirtschaftliche Nutzung der mit 
der Zuwendung angeschafften Forschungsgeräte eine 
reine Nebentätigkeit im Sinne von Randnummer 20 im 
Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur Förderung 
von Forschung, Entwicklung und Innovation darstellt.

4.2 
Förderung Personal 

Der Bedarf ist im Zuge der Antragstellung in seinem 
Umfang konkret zu beschreiben. Eine erneute Antrag-
stellung über „progres.nrw – Programmbereich Re-
search“ zu den im jeweiligen Projekt beschriebenen Fra-
gestellungen ist ausgeschlossen. 

Bei Antragstellung ist seitens des Antragstellenden zu 
erklären, dass die im Rahmen des Projektes auf der 
Grundlage einer Vollzeitstelle eingesetzte Person im Pro-
jektzeitraum ausschließlich innerhalb des Projektes tätig 
sein wird. Ein erneuter Einsatz derselben Person inner-
halb des Programms „progres.nrw – Programmbereich 
Research“ ist nicht möglich.    

Das im Projekt eingesetzte wissenschaftliche Personal 
muss neben der erforderlichen Fachkompetenz auch über 
einen Hochschulabschluss (Master oder Diplom) in ei-
nem für das Projekt relevanten Themenfeld verfügen, so 
dass er beziehungsweise sie vom Antragstellenden min-
destens ein Gehalt nach Entgeltgruppe 13 des Tarifver-
trages für den Öffentlichen Dienst beziehungsweise des 
Tarifvertrages für den Öffentlichen Dienst der Länder 
oder in Höhe einer vergleichbaren Gehaltsstufe erhält.

5 
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 
Zuwendungsart 

Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung.

5.2 
Finanzierungsart 

Die Zuwendung nach Nummer  2.1 wird in Form einer 
Festbetragsfi nanzierung gewährt. 

Die Zuwendung nach Nummer  2.2 wird in Form einer 
Anteilfi nanzierung gewährt.  

5.3 
Form der Zuwendung

Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss 
gewährt.

5.4 
Höhe der Zuwendung

a)  Nummer 2.1 Festbetragsfi nanzierung: 

  Die Höhe der Zuwendung beträgt 40 000 Euro. Be-
messungsgrundlage sind die Ausgaben für eine Voll-
zeitstelle für eine wissenschaftliche Mitarbeiterin be-
ziehungsweise einen wissenschaftlichen Mitarbeiter 
für den gesamten Durchführungszeitraum einschließ-
lich der für diese Stelle anfallenden Sach-, Reise- und 
Gemeinausgaben.

b)  Nummer 2.2 Anteilfi nanzierung:

  Die Höhe der Zuwendung beträgt 90 Prozent der för-
derfähigen Ausgaben. Förderfähig ist der gemäß 
Rechnung des Lieferanten angefallene Anschaffungs-
preis beziehungsweise der gemäß Rechnung des Gerä-
tebereitstellers angefallene Betrag unter Berücksich-
tigung von Skonti und einer gegebenenfalls bestehen-
den Vorsteuerabzugsberechtigung der Zuwendungs-
empfängerin bzw. des Zuwen dungsempfängers. Dabei 
darf die Zuwendung – auch bei Anschaffung bezie-
hungsweise Nutzung mehrerer Geräte – höchstens 

tember 2003 (MBl. NRW. S. 1254), in der jeweils gelten-
den Fassung, Zuwendungen für die systematische Ana-
lyse und Erweiterung des Anwendungspotenzials vorlie-
gender wissenschaftlicher Ergebnisse im Energiebereich 
und bei der Energieeinsparung. 

Ein Rechtsanspruch der Antragstellerin oder des An-
tragstellers auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde auf-
grund ihres pfl ichtgemäßen Ermessens im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel. 

2 
Gegenstand der Förderung

Gefördert werden Vorhaben, die der systematischen Un-
tersuchung und Erschließungs vorbereitung von Anwen-
dungspotenzialen vorliegender wissenschaftlicher Er-
gebnisse aus dem Bereich Energieforschung dienen. 

Die Projekte sollen einen Zeitraum von sechs Monaten 
nicht überschreiten.

2.1
Förderfähig sind die Ausgaben für eine Vollzeitstelle für 
eine wissenschaftliche Mitarbeiterin bzw. einen wissen-
schaftlichen Mitarbeiter.    

Eine Förderung kann unter der Voraussetzung erfolgen, 
dass es sich um speziell für das Projekt eingestelltes Per-
sonal oder um Stammpersonal handelt. Sollte es sich um 
Stammpersonal handeln, müssen die durch das geför-
derte Projekt freiwerdenden Personalausgaben wieder 
für die originären nicht wirtschaftlichen Zwecke der 
Forschung und Lehre oder satzungsgemäße Zwecke ver-
wendet werden. Hierzu ist bei der Antragstellung eine 
subventionsrechtliche Erklärung abzugeben. 

Grundsätzlich sind Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer im Sinne von § 35 Hochschul gesetz von den 
vorstehenden Regelungen in Nummer 2.1 Absatz 2 aus-
genommen. Entsprechende Personalausgaben sind nicht 
zuwendungsfähig.

2.2
Förderfähig sind die Ausgaben für die Anschaffung von 
Forschungsgeräten oder die entgeltliche Nutzung von 
Forschungsgeräten.

Die Zweckbindungsfrist für die geförderten Forschungs-
geräte wird im Zuwendungsbescheid festgelegt. Sie soll 
sich im Regelfall an der gewöhnlichen wirtschaftlichen 
Nutzungsdauer orientieren.

3 
Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfängerin beziehungsweise Zuwen-
dungsempfänger sind Universitäten, Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen. 

4 
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 
Nichtwirtschaftlicher Bereich

Die Vorhaben sind im nichtwirtschaftlichen Bereich der 
Zuwendungsempfängerin beziehungsweise des Zuwen-
dungsempfängers durchzuführen. Als nichtwirtschaftli-
cher Bereich im Sinne dieser Richtlinie gelten die in 
Randnummer 19 im Unionsrahmen für staatliche Beihil-
fen zur Förderung von Forschung, Entwicklung und In-
novation (ABl. (EU) C 198 vom 27. Juni 2014, S.  1) ge-
nannten Tätigkeiten.     

Sofern eine Zuwendungsempfängerin beziehungs weise 
ein Zuwendungsempfänger sowohl wirtschaftliche als 
auch nichtwirt schaftliche Tätigkeiten ausübt, sind für 
die Abrechnung und den Nachweis Aufwendungen und 
Erträge zwischen wirtschaftlicher und nichtwirtschaftli-
cher Tätigkeit buchhalterisch eindeutig voneinander zu 
trennen. Im Zuwendungsbescheid ist diese Verpfl ichtung 
für den jeweiligen Adressaten der Zuwendung zu kon-
kretisieren und zu beaufl agen.
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soll. Bei einem Antrag auf Finanzierung der Anschaffung 
eines Forschungsgerätes beziehungsweise auf Finanzie-
rung der entgeltlichen Nutzung eines Forschungsgerätes 
eines Dritten ist das jeweilige Gerät zu benennen und 
der Nutzungskontext darzustellen. 

Anträge sind elektronisch über https://progres-nrw-rese-
arch.ptj.de und unter Nutzung der dort hinterlegten 
elektronischen Formulare oder schriftlich beim 

Projektträger Jülich
Forschungszentrum Jülich GmbH
Wilhelm-Johnen-Straße 
52425 Jülich

einzureichen.

7.2. 
Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehörde ist der Projektträger Jülich For-
schungszentrum Jülich GmbH.

Die Zuwendungen dürfen nur soweit und nicht eher aus-
gezahlt werden, als die zuwendungsfähigen Ausgaben 
von der Zuwendungsempfängerin beziehungsweise dem 
Zuwendungsempfänger getätigt, zahlenmäßig nachge-
wiesen und von der Bewilligungsbehörde geprüft wur-
den (Ausgabenerstattungsprinzip). 

Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung (ANBest-P) sind Bestandteil des 
Zuwendungsbescheides. Die Bestimmungen dieser Richt-
linie und der ANBest-P sind von der Bewilligungsbe-
hörde im Einzelfall im jeweiligen Zuwendungsbescheid 
zu konkretisieren und gegebenenfalls zu beaufl agen.

Veränderungen beim Personaleinsatz gemäß den Rege-
lungen in Nummer 2.1 unterfallen den Mitteilungspfl ich-
ten nach Nummer 5.2 der ANBest-P.

7.3 
Verwendungsnachweis

Der Verwendungsnachweis besteht bei einer Förderung 
gemäß Nummer 2.1 aus

a)   einem zahlenmäßigen Nachweis; dabei ist durch eine 
Beschreibung des im Projekt tatsächlich entstande-
nen Aufwandes die Notwendigkeit der erhaltenen Zu-
wendung zu erläutern,

b)   einem Bericht, in dem darzustellen ist, welche Arbei-
ten im Projekt durchgeführt worden sind, welche 
neuen Anwendungsmöglichkeiten sich dadurch für 
die wissenschaftlichen Ergebnisse ergeben und wie 
diese verwertet werden sollen, 

c)   einer Erklärung, dass die im Projekt auf der Grund-
lage einer Vollzeitstelle eingesetzte Person ausschließ-
lich im Rahmen des Projektes tätig war.  

Im Verwendungsnachweis ist nach Nummer  6.2 und 
Nummer  6.6 der ANBest-P bei einer Förderung in Ver-
bindung mit dem Einsatz von Stammpersonal gemäß den 
Regelungen in Nummer  2.1 Absatz  2 von der Zuwen-
dungsempfängerin bzw. dem Zuwendungsempfänger ab-
schließend zu bestätigen, dass durch die Förderung frei-
gewordene Personalmittel wieder entsprechend der Er-
klärung im Antrag oder der Mitteilung nach Nummer 5.2 
ANBest-P für originäre nicht wirtschaftliche Zwecke 
verwendet wurden. Zu dieser Verpfl ichtung ist seitens der 
Bewilligungsbehörde eine Nebenbestimmung in den Zu-
wendungsbescheid aufzunehmen.

Bei der Anschaffung eines Forschungsgerätes bzw. der 
entgeltlichen Nutzung eines Forschungsgerätes gemäß 
Nummer 2.2 besteht der Nachweis aus 

a)   der Originalrechnung des Lieferanten für das ange-
schaffte Gerät bzw. der Originalrechnung für die Nut-
zungsbereitstellung. Die Vorlage elektronischer Be-
lege ist zulässig, wenn das DV-gestützte Buchfüh-
rungssystem bei der Bewilligung zugelassen wurde 
(vgl. 6.3), 

b)   einem zahlenmäßigen Nachweis der angefallenen 
Ausgaben, 

c)   einer Erklärung der Zuwendungsempfängerin bzw. 
des Zuwendungsempfängers, dass das angeschaffte 

30 000 Euro betragen. Eine Zuwendung gemäß b) un-
ter 2 000 Euro erfolgt nicht.

Die Gesamtzuwendung gemäß Nummer  5.4 a) und b) 
darf einen Betrag von 70 000 Euro nicht übersteigen.

6 
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 
Veröffentlichung

Sämtliche mit dem Antrag oder im weiteren Antrags- 
und Bewilligungsverfahren eingereichten Unterlagen 
und Daten stehen der Bewilligungsbehörde insbesondere 
auch zum Zwecke der Veröffentlichung in den vom Zu-
wendungsgeber und seinen nachgeordneten Behörden 
bestimmten Datenbanken (zum Beispiel EnArgus.NRW) 
zur Verfügung. Diese Daten und Unterlagen sowie die 
Ergebnisse des Vorhabens werden in Datenbanken auf-
genommen und auf diese Weise der Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht.

6.2 
Einverständniserklärung

Mit der Antragstellung ist das Einverständnis zu erklä-
ren, dass alle im Zusammenhang mit der Förderung im 
Zeitraum von der Antragstellung bis zum Ablauf der 
Aufbewahrungsfristen bekannt gewordenen Daten von 
der Bewilligungsbehörde oder der von ihr beauftragten 
Stelle auf Datenträger gespeichert werden. Darüber hin-
aus dürfen sie von der Bewilligungsbehörde oder von ei-
ner von ihr beauftragten Stelle für Zwecke der Statistik 
und der Erfolgskontrolle für die Wirksamkeit des För-
derprogramms ausgewertet werden. Die Erklärung bein-
haltet ferner das Einverständnis mit der Veröffentlichung 
der Auswertungsergebnisse und deren Weiterleitung an 
den nordrhein-westfälischen Landtag und an Einrich-
tungen des Landes, des Bundes und der Europäischen 
Union. Die Verarbeitung personenbezogener Daten be-
ruht auf Artikel 6 Absatz  1 Satz  1 lit e) Datenschutz-
Grundverordnung (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1–88) in 
Verbindung mit § 3 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 243-268), in der 
jeweils geltenden Fassung.

6.3 
Elektronische Belegführung, -aufbewahrung

Auf Antrag der Zuwendungsempfängerin bzw. des Zu-
wendungsempfängers ist zu prüfen, ob ein elektronisch 
gestütztes Buchführungssystem zur elektronischen Be-
legführung und Belegaufbewahrung zugelassen werden 
kann. Die Zulassung ist im Zuwendungsbescheid festzu-
legen.

Ein Buchführungssystem kann zur elektronischen Beleg-
führung zugelassen werden, wenn die Grundsätze zur 
ordnungsgemäßen Führung und Aufbewahrung von Bü-
chern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer 
Form sowie zum Datenzugriff des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 14. November 2014 (BStBl.  I 2014 
S.  1450), in der jeweils gültigen Fassung, im Folgenden 
GoBD genannt, beachtet und allgemein übliche Daten-
träger verwendet werden (Artikel 140 (3) VO (EU) 
1303/2013). Das verwendete Buchführungssystem muss 
anerkannten Sicherheitsstandards entsprechen und für 
Prüfzwecke zuverlässig sein (Artikel 140 (6) VO (EU) 
1303/2013). Die Erfüllung der GoBD ist durch ein Wirt-
schaftsprüfertestat zu bestätigen.

7 
Verfahren

7.1 
Antragsverfahren

Anträge bestehen aus dem Antragsformular, das beim 
Projektträger Jülich, Forschungszentrum Jülich GmbH 
erhältlich ist, sowie einer kurzen Vorhabenbeschreibung, 
in der darzustellen ist, auf welche wissenschaftlichen Er-
kenntnisse und Ergebnisse das Vorhaben zurückgeht, 
hinsichtlich welcher Nutzungsmöglichkeiten diese vali-
diert werden sollen und wie diese Validierung erfolgen 
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b)   § 1 Absatz 1 Nummer 1 Zuständigkeitsverordnung 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen.

3 
Laboratorien nach Artikel 40

Für den Fall der Benennung nach Maßgabe des Artikels 
40 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung über amtliche 
Kontrollen gilt:

3.1
Die Laboratorien dürfen ausschließlich mit dem Nach-
weis von Trichinen in Fleisch befasst sein (Artikel 40 Ab-
satz 1 Buchstabe a Ziffer i der Verordnung über amtliche 
Kontrollen).

Sollten in Laboratorien weitere Analysen im Rahmen 
der Fleischhygiene durchgeführt werden (zum Beispiel 
pH-Wert-Messung, Wässrigkeit, Sensorik, bakteriologi-
sche Untersuchungen), ist die ausschließliche Befassung 
mit dem Nachweis von Trichinen in Fleisch durch Orga-
nisationsmaßnahmen sicherzustellen.

3.2
Zum Nachweis von Trichinen dürfen ausschließlich die 
Methoden gemäß Artikel 6 der Durchführungsverord-
nung (EU) 2015/1375 der Kommission vom 10. August 
2015 mit spezifi schen Vorschriften für die amtlichen 
Fleischuntersuchungen auf Trichinen (ABl. L 212 vom 
11.8.2015, S. 7) verwendet werden (Artikel 40 Absatz 1 
Buchstabe a Ziffer ii der Verordnung über amtliche Kon-
trollen).

Die verwendete Nachweismethode ist in der Benennung 
anzugeben und deren Durchführung ist im Rahmen der 
laborinternen Qualitätssicherung zu dokumentieren.

3.3
Trichinenuntersuchungen dürfen nur unter der Aufsicht 
der zuständigen Behörden oder eines gemäß Artikel 37 
Absatz 1 benannten und nach der Norm EN ISO/IEC 
17025 für die in Artikel 40 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii 
der Verordnung über amtliche Kontrollen genannten Me-
thoden akkreditierten amtlichen Laboratoriums durch-
geführt werden (Artikel 40 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer 
iii der Verordnung über amtliche Kontrollen).

In Nordrhein-Westfalen dürfen Trichinenuntersuchun-
gen unter der Aufsicht der Kreisordnungsbehörde durch-
geführt werden. 

Diese bedient sich des Chemischen und Veterinärunter-
suchungsamts Rhein-Ruhr-Wupper (AöR), um regelmä-
ßig in Form eines Audits die Organisation, die techni-
schen und baulichen Voraussetzungen, die Arbeit und 
Dokumentation sowie die Teilnahme des Personals an 
Fortbildungsmaßnahmen der Laboratorien zu prüfen, 
einschlägige Dokumente, insbesondere die erforderlichen 
Prüfmethoden (PM) und Standard Operation Procedures 
(SOP), in der jeweils aktuellen Version in geeigneter 
Form zur Verfügung zu stellen und regelmäßige Fortbil-
dungsveranstaltungen für die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Laboratorien zu ermöglichen. 

Die Kreisordnungsbehörde nutzt die Ergebnisse dieser 
Audits zur Bewertung des Laboratoriums und leitet dar-
aus regelmäßig notwendige Maßnahmen in der Aufsicht 
ab.

3.4
Die Laboratorien müssen sich regelmäßig und mit zu-
friedenstellendem Ergebnis an den Laborvergleichstests 
oder Eignungstests beteiligen, die von den nationalen 
Referenzlaboratorien für die von ihnen verwendeten Me-
thoden zum Trichinennachweis organisiert werden (Arti-
kel 40 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer iv der Verordnung 
über amtliche Kontrollen).

Diese Beteiligung ist umfassend durch die Laboratorien 
zu dokumentieren.

3.5
Die Kreisordnungsbehörden berichten jährlich über die 
in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich durchgeführ-
ten Untersuchungen auf Trichinen. Werden die Daten 
elektronisch erfasst und stehen sie im integrierten Da-

Gerät bisher und während der weiteren Zweckbin-
dungsdauer im nicht-wirtschaftlichen Bereich nach 
Nummer 4.1 eingesetzt wurde bzw. wird, sowie 

d)   einem Bericht, in dem darzustellen ist, welche Arbei-
ten bis dato an dem neuen Gerät durchgeführt wor-
den sind, welche neuen Anwendungsmöglichkeiten 
sich dadurch für die wissenschaftlichen Ergebnisse 
ergeben und wie diese nunmehr verwertet werden 
sollen.

Die Vorlage des Verwendungsnachweises und der not-
wendigen Unterlagen erfolgt in elektronischer oder in 
schriftlicher Form. 

8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft und am 31. Dezember 2024 außer Kraft.

– MBl. NRW. 2020 S. 33

7833

Benennung als amtliche Laboratorien 
für den Nachweis von Trichinen in Fleisch

Runderlass des Ministeriums für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

VI-3 – 40.75.00 

Vom 18. Dezember 2019

1 
Benennung

Als amtliche Laboratorien, die mit dem Nachweis von 
Trichinen in Fleisch befasst sind, können benannt wer-
den

a)   im Sinne von Artikel 37 Absatz 4 Buchstabe e der 
Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 15. März 2017 über amtli-
che Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur 
Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und 
Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tierge-
sundheit und Tierschutz, Pfl anzengesundheit und 
Pfl anzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnun-
gen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 
1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, 
(EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 
des Europäischen Parlaments und des Rates, der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 
des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/
EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des 
Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 
854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/
EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 
96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des 
Beschlusses 92/438/EWG des Rates (Verordnung über 
amtliche Kontrollen) (ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1) ak-
kreditierte Laboratorien nach Maßgabe des Artikels 
37 der Verordnung über amtliche Kontrollen; 

b)   Einrichtungen, auch wenn sie die in Artikel 37 Ab-
satz  4 Buchstabe e der Verordnung über amtliche 
Kontrollen genannte Bedingung nicht erfüllen, nach 
Maßgabe des Artikels 40 Absatz 1 Buchstabe a der 
Verordnung über amtliche Kontrollen (im Folgenden: 
Laboratorien).

2 
Zuständigkeit

Die Zuständigkeit für die unter Nummer 1 aufgeführten 
Benennungen ergibt sich aus

a)   § 4 Nummer 7 der Zuständigkeitsverordnung Ver-
braucherschutz Nordrhein-Westfalen vom 3. Februar 
2015 (GV. NRW. S. 293) in der jeweils geltenden Fas-
sung;
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Ministerpräsident

Berufskonsularische Vertretung 
der Demokratischen Volksrepublik Algerien 

in Frankfurt am Main
Bekanntmachung des Ministerpräsidenten 

– M 2 – 01.06 – 1/19 – 

Vom 20. Dezember 2019 

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung der Demokratischen Volksrepub-
lik Algerien in Frankfurt am Main ernannten Herrn Ab-
delkrim Yamani  am 20. Dezember 2019 das Exequatur 
als Generalkonsul erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst die Länder Hessen, Baden-
Württemberg, Bayern, Bremen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Thürin-
gen.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Brahim Djef-
fal, am 3. März 2015 erteilte Exequatur ist erloschen.

– MBl. NRW. 2020 S. 37

Verleihung des Verdienstordens
des Landes Nordrhein-Westfalen

Bekanntmachung des Ministerpräsidenten
– M 5 – 

Vom 8. Januar 2020

Der Ministerpräsident hat nachstehend genannter Per-
sönlichkeit am 6. Januar 2020 den Verdienstorden des 
Landes Nordrhein-Westfalen verliehen:

– Rolf Abrahamsohn, Marl

– MBl. NRW. 2020 S. 37

III.

Landschaftsverband Rheinland 

Vertretungsbefugnisse für den Verbund 
Heilpädagogischer Hilfen des Landschafts-

verbandes Rheinland ab 1. Januar 2020
Bekanntmachung des Landschaftsverbandes Rheinland

Vom 3. Januar 2020

Die Vertretungsbefugnisse für den Verbund Heilpädago-
gischer Hilfen des Landschaftsverbandes Rheinland ab 
1. Januar 2020 sind im Internet unter www.bekanntma-
chungen.lvr.de öffentlich bekannt gemacht worden.

Köln, den 3. Januar 2020

Die Direktorin des

Landschaftsverbandes Rheinland

In Vertretung

L i m b a c h 

– MBl. NRW. 2020 S. 37

tenverarbeitungssystem Verbraucherschutz (IDV) zur 
Verfügung, entfällt eine gesonderte Berichtspfl icht. Die 
übermittelten Daten werden für amtliche Zwecke, auch 
für Berichte an die Unions- und Bundesbehörden weiter-
verwendet.

4 
Landesamt

Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher-
schutz wird im Rahmen seiner Fachaufsicht über die 
Kreisordnungsbehörden tätig.

4.1
Es beaufsichtigt das Verfahren der Benennung und der 
Aufsichtsführung der Kreisordnungsbehörden über die 
Laboratorien in deren jeweiligem Zuständigkeitsbereich.

4.2
Es ist Kontaktstelle zum Bundesinstitut für Risikobe-
wertung und organisiert die Durchführung der unter 
Nummer 3.4 genannten Tests in Nordrhein-Westfalen. 

4.3
Es berichtet jährlich dem für Verbraucherschutz zustän-
digen Ministerium über die Anzahl der Laboratorien 
und der von diesen durchgeführten Nachweise von Tri-
chinen in Fleisch.

Darüber hinaus legt es jährlich einen bewertenden Be-
richt über die durchgeführten Tests im Sinne von Num-
mer 3.4 sowie eine Bewertung der Laboratorien in Bezug 
auf die Einhaltung der Rechtsvorschriften und der Qua-
lität der durchgeführten Untersuchungen vor.

5 
Inkrafttreten

Der Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung in 
Kraft.

– MBl. NRW. 2020 S. 36

II.

Ministerium der Finanzen

Heizkostenbeitrag
für an dienstliche Sammelheizungen

angeschlossene Dienstwohnungen für den
Abrechnungszeitraum 2018/2019

Runderlass des Ministeriums der Finanzen
– B 2730 – 13.1.2 – IV A 2 –

Vom 9. Januar 2020

Nachstehend gebe ich gemäß §  10 Absatz  1 Satz  1 der 
Dienstwohnungsverordnung vom 3. Mai 2012 (GV. NRW. 
S. 201), in der jeweils geltenden Fassung, die vom Bun-
desministerium der Finanzen für den Abrechnungszeit-
raum vom 1. Juli 2018 bis 30. Juni 2019 festgesetzten 
Kostensätze bekannt:

Energieträger  Euro

Fossile Brennstoffe    9,80

Fernwärme und übrige Heizungsarten 13,12

– MBl. NRW. 2020 S. 37
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Landschaftsverband Westfalen-Lippe 

Jahresabschlüsse per 31. Dezember 2018
der Einrichtungen des 

LWL-PsychiatrieVerbundes und der 
LWL-Maßregelvollzugseinrichtungen Westfalen

Bekanntmachung des Landschaftsverbandes 
 Westfalen-Lippe

Vom 16. Dezember 2019

Die Jahresabschlüsse per 31. Dezember 2018 der Ein-
richtungen des LWL-PsychiatrieVerbundes und der 
LWL-Maßregelvollzugseinrichtungen Westfalen des 
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe sind durch die 
zuständige Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfa-
len (GPA NRW) geprüft worden.

Die abschließenden Vermerke der GPA NRW sowie die 
Jahresabschlüsse und die Verwendung der Jahresergeb-
nisse sind im Internet öffentlich bekannt gemacht wor-
den unter http://www.lwl.org/LWL/Der_LWL/Bekannt-
machungen.

Die Jahresabschlüsse und die Lageberichte können wäh-
rend der Dienststunden beim Landschaftsverband West-
falen-Lippe in 48147 Münster, Hörsterplatz 2, Zimmer V 
2.02, 2. OG und bei den Verwaltungen der LWL-Kliniken 
eingesehen werden.

Überdrucke sind gegen Kostenerstattung direkt beim 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe anzufordern.

Münster, 16. Dezember 2019

Der Direktor
des Landschaftsverbandes 

Westfalen-Lippe

Matthias  L ö b

– MBl. NRW. 2020 S. 38

Satzung des Landschaftsverbandes Rheinland 
über die Zuweisung von Mitteln der 

Ausgleichsabgabe nach dem Sozialgesetzbuch – 
Neuntes Buch – (SGB IX) an die Kreise,

 kreisfreien und großen kreisangehörigen Städte 
und den Gemeindeverband Städteregion Aachen 

im Rheinland für das Haushaltsjahr 2020
(Ausgleichsabgabesatzung 2020)

Bekanntmachung des Landschaftsverbandes Rheinland

Vom 10. Januar 2020

Die Ausgleichsabgabesatzung 2020 ist im Internet unter 
www.bekanntmachungen.lvr.de öffentlich bekannt ge-
macht worden.

Köln, den 10. Januar 2020

Die Direktorin des
Landschaftsverbandes Rheinland

L u b e k

– MBl. NRW. 2020 S. 38
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In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten.
Einzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax: (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41, 40237 Düsseldorf

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages – in welcher Form auch immer – bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur aufgrund schriftlicher 
Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Ministerialblattes für das Land Nordrhein-Westfalen möglichst innerhalb 
eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten vorzubeugen. Wenn nicht

innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.
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Hinweis:
Die Gesetz- und Verordnungsblätter (GV. NRW.) und die Sammlung aller Gesetze und Verordnungen des 
Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Ministerialblätter für das Land Nordrhein-Westfalen (MBl. NRW.) 
und die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet 
des Landes NRW (https://lv.recht.nrw.de) und im Internet (https://recht.nrw.de) zur Verfügung.


